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Der Oberste Gerichtshof hat mit einer Grundsatzent-
scheidung vom 21. Mai 2014 festgelegt, dass der 
mit dem Verkauf einer Immobilie beauftragte Mak-
ler dann ein Recht auf den gesamten als Provision 
vereinbarten Betrag hat, wenn seine Tätigkeit maß-
gebend zum Abschluss des Verkaufsgeschäfts beige-
tragen hat, also als „erfolgreich“ bezeichnet werden 
kann, und dies unabhängig davon, ob der Verkäufer 
die Immobilie ohne das Wissen des Maklers veräu-
ßert  hat und auch unabhängig vom letztendlichen 
Verkaufspreis.
 Der Oberste Gerichtshof setzt dabei seine Recht-
sprechung in dieser Angelegenheit lediglich fort. Am 
8. März 2013 hatte er ein Urteil ausgesprochen, wo-
nach die Tätigkeit des Maklers in jenen Fällen als er-
folgreich anzuerkennen ist, in denen er zu einem Rah-
menvertrag oder einer Geschäftsbeziehung beiträgt, 
die die vom Verkäufer gewünschte Veräußerung der 
Immobilie ermöglicht, und zwar unabhängig davon, ob 
der Verkauf tatsächlich zustande kommt. 
 Als Beispiel nannte der Gerichtshof den Fall 
eines Optionsvertrages, bei dessen Unterzeichnung 
ein Rahmenvertrag zustande kam, der den Verkauf 
unabhängig davon ermöglichte, ob die Kaufopti-
on von der interessierten Partei tatsächlich in An-
spruch genommen wird. Eine Ausnahme wäre der 
Fall, wenn Verkäufer und Makler ausdrücklich ver-
einbaren, dass die Provision nur dann fällig wird, 
wenn der Verkauf tatsächlich zustande kommt.
 In der Vergangenheit haben die Gerichte – 
darunter auch das Balearische Oberlandesge-
richt – ausgelegt, dass sich aus dem einfachen Zu-
sammenbringen eines Verkäufers mit einem mög-
lichen Interessenten nicht unbedingt ein Recht auf 
eine Provision ergibt. So zum Beispiel, wenn der 
Makler die Immobilie einem Interessenten nur ge-
zeigt oder sie mit ihm besucht hat, auch wenn der 
Verkaufsauftrag zwischen Makler und Verkäu-
fer existiert. Damit ein Recht auf Provision be-
steht, müsste der Makler mehr tun: den Verkäu-
fer über den Besuch und das Ergebnis desselben 
informieren, den Interessenten als möglichen Käufer 
vorstellen, die persönlichen, dem Makler bekannten 
Umstände des Interessenten erklären, den Preis be-
nennen, den der Käufer auf dem ursprünglich ange-
setzten Preis basierend bereit wäre zu zahlen, und 
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erklären, unter welchen Bedingungen dieser Preis be-
zahlt würde. Bei dem Fall, der der Entscheidung des 
Obersten Gerichtshofes vom 21. Mai 2014 zugrun-
de liegt, ging es um den Verkauf einer Wohnung, bei 
der der Makler beide Parteien zusammenbrachte. Der 
Verkauf wurde ohne das Wissen des Maklers vollzo-
gen und zwar zu einem geringeren Preis, als dem der 
zwischen Verkäufer und Makler in dem bestehenden 
Auftrag festgelegt worden war. Aufgeworfene Fragen 
waren, ob dem Makler gar keine Provision zustand, 
oder, falls doch, diese im Verhältnis zum letztlich be-
zahlen Preis berechnet werden muss. Ursprünglich 
war ein bestimmter Betrag als Provision festgelegt wor-
den. Nachweislich war die Wohnung der interessierten 
Partei gezeigt worden, diese verlangte einen Preis-
nachlass, den der Verkäufer zusagte. Der vermeintli-
che Käufer sagte den Kauf dem Makler gegenüber ab, 
unterzeichnete jedoch zwei Monate später die notari-
elle Kaufurkunde. Damit wurde eindeutig beabsichtigt, 
den klagenden Makler zu umgehen. Das Urteil erläu-
tert, dass der Verkauf dank der Tätigkeit des Maklers, 
der den Interessenten kontaktierte und die Wohnung 
mehrmals zeigte, zustande kam. Somit ermöglichte er, 
dass der Verkauf der Immobilie zustande kam. Zwei-
fellos nutzte der Verkäufer die Maklertätigkeit, um den 
gewünschten Verkauf zu realisieren. Hinsichtlich der 
Provisionshöhe ist das Urteil damit begründet, dass 
Verkäufer und Makler einen festen Provisionssatz ver-
einbart hatten, der vom Kaufpreis unabhängig war. 
Oder anders ausgedrückt, dass die Maklerprovision 
nicht als Prozentsatz des Preises vereinbart worden 
war. Deshalb entschied das Gericht, dass dem Makler 
die vereinbarte Provision zustand, auch wenn der Ver-
kaufspreis letztendlich geringer war.
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Auf Immobilienverkäufe kann sich ab dem 1.1.2015 die 
Steuerreform auswirken. Betroffen von dieser Reform 
ist u. a. die Wertzuwachssteuer (Plusvalía), die – grob 
gesagt – auf die Differenz zwischen Kauf- und Verkaufs-
preis einer Immobilie erhoben wird. Diese Steuer soll 
zwar zunächst von 30 auf 19 Prozent, später auf 20 Pro-
zent, reduziert werden, jedoch wird die sogenannte In-
fl ationskorrektur wegfallen, die bislang bewirkt, den ehe-
maligen Kaufpreis der Immobilie gedanklich zu erhöhen, 
weshalb bis Ende des Jahres der zu versteuernde Betrag 
noch künstlich reduziert wird. Darüber hinaus fällt in die-
sem Zusammenhang eine weitere Reduktion der Steuern 
beim Verkauf von Immobilien weg, die bis einschließlich 
1994 erworben wurden. Falls der Verkauf einer Immobi-
lie ansteht, sollte deshalb im Einzelfall überprüft werden, 
ob es sich günstiger auswirkt, die Immobilie noch in die-
sem Jahr zu verkaufen oder bis 2015 zu warten.

Gabriel Buades Castella
Bufete Buades, International Desk

Wie bereits in einer vorherigen Ausgabe dieser 
Sonderbeilage prophezeit, hat der Europäische 
Gerichtshof der ungleichen Behandlung von Resi-
denten und Nicht-Residenten bei der Erbschafts- 
und Schenkungssteuer ein Riegel vorgeschoben. 
Diese Ungleichbehandlung konnte in einigen Fäl-
len bis zu 80 Prozent der steuerlichen Belastung 
bei Erbnachfolge ausmachen. Weiterhin im Au-
ge behalten wir natürlich auch, wie die Regie-
rung in Madrid die Steuerreform umsetzt, die im 
Januar 2015 in Kraft tritt. Vorgesehen ist unter an-
derem eine Herabsetzung der Einkommenssteuer 
(IRPF) sowie der Gesellschaftssteuer („Impuesto so-
bre sociedades“). Die Reform soll ferner auch eine 
Herabsetzung des Einkommenssteuersatzes für Bür-
ger der Europäischen Union mit sich bringen, die auf 
Mallorca keinen Residenten-Status haben.  

Sonja Willner 
BLT Balear Legal & Tax Consultants 

Wenn Sie z. B. eine Immobilie seit mehr als 20 Jahren 
halten und einen Verkauf erwägen, nutzen Sie noch 
dieses Jahr! Ab 2015 ändert sich die Besteuerung 
für Immobilienverkäufe und die Steuerminderungen 
fallen weg. Sie wollen nicht verkaufen, denn Ehepart-
ner und Kinder sollen die Immobilie einmal erben? 
Dann ist es wichtig zu wissen, dass Sie seit Mitte Au-
gust nicht mehr automatisch nach deutschem Recht 
beerbt werden, wenn Sie vor Ihrem Tod länger als 
sechs Monate in Spanien gelebt haben. In diesem 
Fall kommt spanisches Erbrecht zur Anwendung, 
welches teilweise drastisch vom deutschen abweicht. 
Hier ist eine testamentarische Rechtswahl zu treffen. 
Anfang September ist zudem eine Entscheidung des 
EuGH ergangen, in der festgestellt wurde, dass die 
spanische Erbschafts- und Schenkungssteuer gegen 
die Regelungen der EU verstößt. 


